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A. Kirchliche Gesetze, Verordnungen

und Verfügungen

Nr. 1) Urkunde über die Eingliederung der 
Evangel. Kirchengemeinden Schmarsow 
mit Borgwall, Kirchenkreis Demmin, in 
den Pfarrsprengel Kartlow, Kirchenkreis 
Demmin, und Vanselow mit Leppin, Kir­
chenkreis Demmin, in den Pfarrspren­
gel Demmin, Kirchenkreis Demmin. 

Auf Grund des Artikels 7 Abs. 2 in Verbin­
dung mit Artikel 30 der Kirchenordnung vom 
2. Juni 1950 wird nach Anhörung der Betei­
ligten folgendes bestimmt: 

§ 1

Der Pfarrsprengel und die Pfarrstelle Schmar­
sow, Kirchenkreis Demmin, werden aufgeho­
ben. 

§ 2

Die Kirchengemeinde Schmarsow mit den Evan­
gelischen der Ortschaft Borgwall, Kirchenkreis 
Demmin, wird in den Pfarrsprengel Kartlow, 
Kirchenkreis Demmin, eingegliedert. 

§ 3

Die Kirchengemeinde Vanselow mit den Evan­
gelischen der Ortschaft Leppin, Kirchenkreis 
Demmin, wird in den Pfarrsprengel Demmin, 
Kirchenkreis Demmin, eingegliedert. 

Nr. 4) Lutherakademie 

F. Mitteilunge!!_ für den kirchlichen Dienst

Nr. 15) Mischehen-Seelsorge

Nr. 16) Aufruf des Gustav-Adolf-Werkes zum 
Allgemei:nen Liebeswerk L971 . . . . 

§ 4

43 

43 
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Diese Urkunde triU mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1971 in Kraft. 

Greifswald, den 11. 3. 1971 

(L. S.) 

Evangelisches Konsistorium 

Wo e l k e  
Vizepräsident 

D Schmarsow Pfst. - 1/71 

Nr. 2) Urkunde über die Aufhebung des Pfarr­
sprengels und der Pfarrstelle Linden­
berg und Eingliederung der Kirchen­
gemeinden Lindenberg und Törpin in 
den Pfarrsprengel Hohenbollentin. 

Auf Grund des Artikels 30 der Kirchenordnuni 
vom 2. Juni 1950 wird nach Anhörung der Bel­
teiligten folgendes bestimmt: 

§ 1
Der Pfarrsprengel und die Pfarrstelle Linden­
berg werden aufgehoben. 

§ 2
Die Kirchengemeinde Lindenberg mit den Evan­
gelischen der Ortschaften Lindenberg, Kruse­
markshagen, Hasseldorf, Alt-Kentzlin und Neu­
Kentzlin sowie die Kirchengemeinde Törpin 
werden in den Pfarrsprengel Hohenbollentin 
eingegliedert. 
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§ 3
Die�e Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. April 
1971 in Kraft. 

Greifswald, den 26. März 1971 

(L. S.) 

Evangelisches Konsistorium 

Wo e l k e  
Vizepräsident 

D Hohenbollentin Pfst. _,. 2/71 

B. Hinweise auf staatl. Gesetze

und Verordnungen

-Nr. 3) Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 

Evangelisches Konsistorium Greifswald, 
D 12 211 - 4/71 den 5. April 1971 

Nachstehend geben wir die Zweite Verordnung 
über die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 
vom 12. Januar 1971 und die Anordnung über 
die Allgemeinen Bedingungen für die Kraft- . 
fahr-Haftpflicht-Versicherung vom 12. Januar 
1971 (GBL DDR II Nr. 14 S. 93-95) zur Kennt­
nis. 

In Vertretung 
Dr. Kays e r  

Zweite Verordnung *) 
über die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 

vom 12. Januar 1971 

§ 1

Der § 1 Abs. 1 der Verordnung vom 16. No­
vember 1961 über die Kraftfahr-Haftpflicht­
Versicherung (GBL II S. 503) erhält folgende 
Fassung: 

,,(1) Alle Halter und Fahrer von Kraftfahr­
zeugen oder Kraftfahrzeuganhängern, die von 
der Deutschep Volkspolizei in der Deutschen 
Demokratischen Republik nach der Straßen­
verkehrszulassungsordnung (StVZO) zum 

· Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassen
oder registriert werden, sind bei der Staat­
lichen Versicherung der Deutsch�n Demo­
kratischen Republik versichert. Versiche­
rungsschutz besteht für den Fall, daß auf
Grund von Rechtsvorschriften· über die ma­
terielle Verantwortlichkeit aus dem Halten
oder durch den Gebrauch dieser Fahrzeuge
Schadenersatzansprüche gegen Halter oder
Fahrer erhoben werden. Die Rechte und
Pflichten der Beteiligten werden durch die
Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahr­
Haftpflicht-Versicherung geregelt."

· 

*) (1.) VO vom 116. November 1,961 (GBL II Nr. '78 
s. '503)

'• 

Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffenfü 
chung in Kraft. 

Berlin, den 12. Januar 1971 

Der Ministerrat 
_der Deutschen Demokratischen Republik 

Anordnung 
über die Allgemeinen Bedingungen 

für die Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 

vom 12. Januar 1971 

§ 1
Umfang des Versicherungsschutzes 

(1) Der Versicherungsschutz umfaßt die Befrie­
digung berechtigter und die Abwehr unberech­
tigter Schadenersatzansprüche, die auf Grun<
von Rechtsvorschriften über die materiellt
Verantwortlichkeit gegen den Halter oderFah
rer des Kraftfahrzeuges (Versicherte) erhober
werden, wenn aus dem Halten oder durch der
Gebrauch des Fahrzeuges

a) Personen verletzt oder getötet wurden,
b) Sachen beschädigt oder zerstört wurder

oder abhanden gekommen sind, 
c) reihe Vermögensschäden herbeigeführ

wurden, die weder mit einem Personen•
noch mit einem Sachschaden mittelbai
09-er unmittelbar zusammenhängen.

(2) Aufwendungen, die Versicherte oder ande­
re Personen nach den gegebenen Umstände1
zur Minderung des Schadens bei versicherter
Ereignissen für erforderlich halten durften odei
die durch die Befolgung der entsprechender
Hinweise der Staatlichen Versicherung dei
Deutschen Demokratischen Republik (nachfol­
gend Staatliche Versicherung genannt) entstan­
den sind, werden von der Staatlichen Versi·
cherung ersetzt. Dies gilt auch dann, wem
die Aufwendungen erfolglos waren. Zu erset·
zen · sind auch Vermögensnachteile, die durcl
körperliche Schäden entstehen,. die bei de1
Durchführung von Maßnahmen zur Minderuni
des Schadens eintreten. Ein Ersatz der Auf­
wendungen und Vermögensnachteile erfolg
nicht, soweit hierfür andere staatliche oder be­
triebliche Leistungen gewährt werden.

(3) Jeder Versicherte kann seine Versiche­
rungsansprüche selbständig geltend machen.

(4) Versicherungsfall ist das· Schadenereignis
welches Schadenersatzansprüche gegen Versi­
cherte zur Folge haben könnte.

(5) Die Staatliche Versicherung ist nicht ver­
pflichtet, den Versicherten einen Versiche­
rungsschein auszuhändigen.

(6) Die Staatliche Versicherung ist befugt, irr
Namen der Versicherten den Schadenersatz-
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anspruch betreffende Erklärungen abzuge­
ben. 

§ 2

Ausschlüsse 

Nicht versichert sind Schadenersatzansprüche 
a) wegen Beschädigung,· Zerstörung oder Ab­

handenkommens des Fahrzeuges, auf das
sich die Versicherung bezieht,

b) gegen den Versicherten, welche von seinem
Eheagtten und seinen minderjährigen Kin­
dern, ferner von seinen sonstigen Angehö­
rigen, die er zur Zeit des Versicherungsfal­
les _auf Grund von Rechtsvorschriften. zu
unterhalten hatte, erhoben werden. Für An­
sprüche minderjähriger Kinder des Versi­
cherten wegen vermehrter Bedürfnisse und
künftiger Minderung oder Aufhebung der
Erwerbsfähigkeit· infolge erlittener Körper­
verletzung gilt dieser Ausschluß nicht,

c) wegen Beschädigung; Zerstörung oder Ab-.
handenkommens von Sachen, die einem Ver­
Versicherten oder den bei ihm Beschäftig­
ten oder den von ihm Beauftragten zur Be­
förderung übergeben oder zur Benutzung
überlassen worden· sind oder die sich aus
anderen Gründen. in ihrem Gewahrsam be­
finden. Diese Bestimmung giit nicht für
den Fall, daß betriebsunfähig gewordene
Kraftfahrzeuge im Rahmen gegenseitiger
Hilfe abgeschleppt werden,

d) wegen Nichteinhaltung von Liefer- und
Beforderungsfristen,

e) wegen Schäden, die sich aus der bestim­
mungsgemäßen Verwendung des versicher­
ten Kraftfahrzeuges - als Arbeitsmaschine
oder der bestimmungsgemäßeri Verwendung
der mit ihm verbundenen Arbeitsgeräte er-·
geben;

f) aus Schadenfällen, die sich außerhalb der
Staaten Europas ereignen,

g) aus Schadenfällen, die sich ereignet haben,
_nachdem der regelmäßige Standort des Kraft­
fahrzeuges nach einem Ort außerhalb des
Gebietes der Deutschen Demokratischen Re­
publik verlegt worden war.

§ 3
Pflichten der Staatlichen Versicherung 

(1) Die Staatliche Versicherung ist verpflich-:­
tet, unverzüglich nach der Anzeige des Versi­
cherungsfalls · die erforderlichen · Maßnahmen
zur Feststellung der Schadenersatzverpflich­
tung der ·Versicherten gegenüber dem ·Geschä­
digten' zu treffen.
(2) Berechtigte Schadenersatzansprüche des Ge­
schädigten gegenüber den Versicherten sind
von der Staatlichen Versicherung durch un­
mittelbare Zahlung der Entschädigung an den
Geschädigten: zu befriedigen. Nach den Rechts­
vorschriften über die materielle Verantwort-

lichkeit unberechtigte Schadenersatzansprüche 
des Geschädigten sind von der Staatlichen Ver­
sicherung im Namen der Vers_icherten abzu­
wehren. 

(3) Kommt es wegen der Schag.enersatzansprü­
che zu einem Rechtsstreit, hat die Staatliche
Versicherung für die ordnungsgemäße Vertre­
tung der Versicherten zu sorgen und die ent­
stehenden Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

§ 4
Verhaltens-

und Anzeigepflichten_ im Versicherungsfall 

(1) Jeder Versicherungsfan ist der Staatlichen
Versicherung unverzüglich schriftlich anzuzei­
gen. Jeder Versicherte· ist verpflichtet, alle
ihm zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen, um
den Umfang des Schadens zu mindern und
den "Tatbestand zu klären. Er hat Auflagen
und Hinweise der staatlichen Organe und der
Staatlichen Versicherung zu befolgen und bei
der Abwehr unbegründeter Ansprüche Unter:­

stützung zu geben.

(2) Wird ein Ermittlungsverfahren oder ein
Ordnungsstrafverfahren eingeleitet, so hat der
Versicherte dies unverzüglich der Staatlichen
Versicherung anzuzeigen.
(3) Macht der Geschädigte seinen Anspruch
gegenüber einem Versicherten geltend, so ist
der Versicherte verpflichtet, dies unverzüglich
der Staatlichen Versicherung anzuzeigen.
(4) Der Versicherte hat der Staatlichen Versi­
cherung unverzüglich zu melden, wenn

a) er vor Gericht verklagt bzw. ein Zah­
lungsbefehl gegen ihn erlassen wird,

b) er an einem Gerichtsverfahren als Drit­
ter beteiligt bzw. einbezogen wird,

c) bei einer Klage gegen ihn Befreiung von
den Gerichtskosten beantragt wird.

Die Meldepflicht besteht auch im Falle eines 
Arrestes, einer einstweiligeri Verfiigun,g oder 
eines Beweissicherungsverfahrens. 

(5) Den in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten
Pflichten hat der Versicherte auch dann nach­
zukommen, wenn er den Versicherungsfall be­
reits angezeigt hat.

(6) Wird ein :,Zahlungsbefehl, ein Arrest oder
eine einstweiJige Verfügung erlassen, haben 
sich die Versicherten mit der Staatlichen Ver­
sicherung in Verbindung zu setzen. Ist das 
vor Ablauf der gesetzten Frist nicht möglich, 
haben sie zur Wahrung der Frist vorsorglich 
Widerspruch einzulegen; 
(7) Im Falle eines Rechtsstreits über den Scha­
denersatzanspruch haben die Versicherten dem
von der Staatlichen Versicherung bestellten
Prozeßvertreter Vollmacht zu erteilen und ihm
jegliche Aufklärung und Unterstützµng zu ge­
ben. Wird die Prozeßvollmacht ohne wichti­
gen Grund nicht erteilt oder wieder entzogen,
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so besteht kein Anspruch auf Ersatz der Ko­
sten des Rechtsstreits. 

(8) Erkennt ein Versicherter ohne Zustimmung
der Staatlichen Versicherung einen Schaden­
ersatzanspruch eines Geschädigten ganz oder
zum Teil an, so ist die Staatliche Versicherung
nur insoweit zur Leistung verpflichtet, als der
Vergleich oder das Anerkenntnis der Sach­
und Rechtslage entspricht.

§ 5
Regreß 

(1) Zur Rückzahlung der von der Staatlichen
Versicherung geleisteten Entschädigungsbeträ­
ge ist verpflichtet:

a) der Versicherte, der das Sch qdenereignis
vorsätzlich herbeigeführt hat,

b) die Person, welche das Kraftfahrzeug ge­
gen den Willen des Berechtigten benutzt
und mit diesem Kraftfahrzeug einen Scha­
den verursacht hat,

c) der Versicherte, der im Yerkehr ein Fahr­
zeug führt und schuldhaft einen Schaden
verursacht, obwohl er nach den ihm be­
kannten Umständen annehmen muß, daß
seine Fahrtüchtigkeit infolge des Genusses
alkoholischer Getränke, anderer berau­
schender oder sonstiger, die Reaktions­
fähigkeit wesentlich vermindernder Mit­
tel erheblich beeinträchtigt ist.

(2) Zur Rückzahlung bis zu 250/o, mindestens
300 M, der von der Staatlichen Versicherung
geleisteten Entschädigungsbeträge·- bei Ent­
schädigungsleistungen unter 300 M des vollen
Betrages - ist verpflichtet:

a) der Versicherte, der zum Zeitpunkt des
Schadenereignisses nicht die vorgeschrie­
bene Fahrerlaubnis hatte und der den
Schaden schuldhaft herbeigeführt hat,

b) der Versicherte, der zum Zeitpunkt des
Schadenereignisses · unter Alkoholeinfluß
stand und der den Schaden schuldhaft
herbeigeführt hat, soweit nicht Rückzah­
lungspflicht nach Abs. 1 Buchst. c besteht,

c) der Versicherte, der das Fahrzeug einer
Person anvertraute, von welcher er wuß­
te, daß sie nicht geeignet oder befugt ist,
das Kraftfahrzeug zu führen,

d) der Versicherte, der durch rücksichtsloses
Verhalten im Straßenverkehr die Gesund­
heit oder das Eigentum anderer verletzt
hat,

e) der Halter, der zum Zeitpunkt des Scha­
denereignisses mit der Zahlung des Bei­
trages zur Kraftfahr-Haftpflicht-Versiche­
rung in Verzug war,

f) der Versicherte, der die Pflichten des § 4
vorsätzlich oder grobfahrlässig verletzt
hat. Bei grobfahrlässiger Verletzung be­
steht eine Rückzahlungsverpflichtung je­
doch nur insoweit, als die Pflichtverlet-

zung Einfluß auf die Feststellung des Ver­
sicherungsfalles oder auf die Feststellung 
oder den Umfang der der Staatlichen Ver­
sicherung obliegenden Leistungen gehabt 
hat. 

(3) Wurde das Schadenereignis durch einen
Versicherten bei Ausübung von Pflichten im
Rahmen eines Arbeitsrechts- oder Genossen­
schaftsverhältnisses zum Halter verursacht, so
gilt anstelle der Absätze 1 und 2 folgendes:

a) Die Leistungen der Staatlichen Versiche­
rung an die vom Schaden betroffenen
Dritten haben keinen Einfluß auf die ma­
terielle Verantwortlichkeit der Mitarbei­
ter und Mitglieder der Halter nach den
Vorschriften des Arbeitsrechts, des LPG­
Rechts oder nach anderen Regelungen.
Die Halter sind verpflichtet, auch bei ver­
sicherten Schadenfällen, die von ihren Mit­
arbeitern bzw. Mitgliedern verursacht wur­
den, die materielle Verantwortlichkeit nach
den dafür maßgebenden Regelungen zu 
prüfen, gegebenenfalls die erforderlichen
Maßnahmen zu ihrer Durchsetzung ein­
zuleiten und der Staatlichen Versicherung
das Ergebnis unverzüglich mitzuteilen.
Die von den Schadenverursachern (Fah•­
rer) auf Grund ihrer materiellen Verant­
wortlichkeit an die Halter geleisteten Zah­
lungen sind von diesen an die Staatliche
Versicherung abzuführen. Diese Verpflich­
tung der Halter zur Abführung der Zah­
lung besteht nicht, soweit ihnen ein Scha­
den verbleibt, der durch die Versiche­
rungsleistung nicht gedeckt ist.

b) Haben die Halter ihre Pflichten nach
Buchst. a unter Verletzung der Grund­
sätze der materiellen Verantwortlichkeit
nicht erfüllt, so kann die Staatliche Ver­
sicherung von ihnen den Betrag zurück­
fordern, der bei Durchsetzung der mate­
riellen Verantwortlichkeit vom Werktäti­
gen zu zahlen gewesen wäre.

§ 6

Gerichtsstand 

Für alle aus dieser Versicherung entstehen­
den Rechtsstreitigkeiten sind die Gerichte des 
Wohnsitzes des Versicherten - soweit der 
Wohnsitz nicht außerhalb der Deutschen· De­
mokratischen Republik liegt - oder des Sitzes 
der Kreisdirektion der Staatlichen Versiche­
rung zuständig. 

� 7 

Schlußbestimmungen 

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffent­
lichung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) die Anordnung vom 13. Oktober 1955 über

die Allgemeinen Bedingungen für die 
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Kraftfahr--Haftpflicht-Versicherung (GBl. I 
s. 820),

b) § 5 Abs. 2 der Zweiten Putchführungs­
bestimmung vom 16. März 1964 zur Ver­
ordnung über die Kraftfahr-Haitpflicht­
Versicherung (GBl. II S. 215).

Berlin, den 12. Januar 1971 

Der Minister der Finanzen 

C. Personalnadirimten

Ergänzung zu den im Amtsblatt 1971 Nr. 1 ge­
nannten kirchlichen Mitarbeitern, die im Jah­
re 1970 heimgerufen wurden: 

Am 11. 8. 1970 Küster und Rendant i. H. 
Hans H ö p p i n g , zuletzt an der St. Ma­
rien-Gemeinde Greifswald, im Alter v-0n 
68 Jahren. 

Die 1. Theologische Prüfung bestand vor dem 
Theologischen Prüfungsamt beim Evangeli­
schen Konsistorium Greifswald am 10. 2. 1971 

Rosemarie Wi e c he r t, geb. 23. 8. 1945 in 
Grelfswald; 

Berufen: 
Pastorin Eva"."Maria We s t'p h a l rriit Wirkung 
vom 1. Dezember 1970 in eine landeskirch­
liche Pfarrstelle in . Greifswald. 

Pastor Carl-Christian B a r t e 1 .s in die Pfarr­
stelle Sagard, Kirchenkreis Bergen; zum 1. 12. 
1970; eingeführt am 20. 12. 1970. 

Pastor Jürgen J e  hs e r  t in die Pfarrstelle 
Richtenberg, Kircheilkreis Franzburg, mit Wir­
kung vom 1. 12. 1970; eingeführt am 20. 12. 
1970. 

Pastor Hans-Martin M o d e r  o w in die Pfarr­
stelle Altefähr, Kirchenkreis Garz/Rg., mit Wir­
kung vom 1. 1. 1971; eingeführt am 4. 4. 1971. 

D. Freie Stellen

Die Pfa:r:rstelle Dranske/Rg., Kirchenkreis Ber­
gen, wird zum 1. Juni 1971 frei. 1 Predigt­
stätte. Pfarrwohnung (kleines Einfamilienwohn­
haus), 4 Zimmer (einschließlich Amtszimmer), 
Küche, Bad und kleiner Garten. Zehnklassen:.. 

schule am Ort. Erweiterte Oberschule in Ber­
gen mit Internat, nicht durch tägliches Fahren 
erreichbar. Täglich· mehrfache Busverbindung 
nach Bergen und Sagard. Es kommen solche 
kirchlichen Mitarbeiter (auch Diakon, Katechet) 
in Frage, die in der Lage sind, den kirchlichen 
Unterricht zu übernehmen, und bereit sind zur 

Teamarbeit mit den Nachbarpfarren in Wiek 
und Altenkirchen. 

Bewerbungen sind an den Gemeindekirchen­
rat Dranske über das Evangelische Konsisto• 
rium, 22 Greifswald, Bahnhofstraße 35/36, zu 
ri�hten. 

E. Weitere Hinweise

Nr. 4) Lutherakademie. 

Der wissenschaftliche Leiter der Lutherakade­
mie Sondershausen, Herr Prof. D. Scho t t ,  
hat uns mitgeteilt, daß die nächste Tagung der 
Lutherakademie in der Zeit vom 

18.-26. August 1971 
in Lutherstadt Wittenberg stattfindet. 
Das Programm wird später veröffentlicht wer­
den. 

In Vertretung 
K u s c h  

F. Mitteilungtn für den kirrhlimen Dienst

Nr. 5) Mischehen-Seelsorge. 

Evangelisches Konsistorium 
A 30 206 - 1/71 

An alle geistlichen Amtsträger 
der Landeskirche 

Betr.: Information zur Seelsorge .in konfessi­
onsverschiedenen (evangelisch/römisch­
katholischen) Ehen 

Auf Beschluß der Konferenz der Evangeli-. 
sehen Kirchenleitungen vom 14. 11.. 1970 ist 
die nachstehende Information zu den Ausfüh­
rungsbestimmungen der Ordinarienkonferenz 
der römisch-katholischen Bischöfe in der DDR 
vom 1. 11. 1970 zum. Motu proprio des Papstes 
„Matrimonia Mixta" vom 30; 3. 1970 erarbeitet 
worden. Sie soll als Hil:f e in der Seelsorge 
dienen. 

Auf den Schlußsatz der Information wird be­
sonders aufmerksam gemacht, wonach unbe­
schadet örtlich,r zwischenkonfessioneller Kon­
takte die Zuständigkeit in der Mischehenfrage 
grundsätzlich beim Bund der . Evangelischen 
Kirchen in der DDR liegt. 

D. K r u m m a che r
Bischof 

Information zu den am 1. 11. 1970 in Kraft ge­
tretenen Ausführungsbestimmungen der Ka­
tholischen Ordinarienkonferenz zum Motu pro­
prio · ,,Matrimonia Mixta" vom 31. 3. 1970. 

Am 1. November 1970 sind die von den in 
der Berliner Ordinarienkonferenz . zusammen-
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geschlossenen Bischöfen und bischöflichen 
Kommissaren beschlossenen Ausführungsbe­
stimmungen zum Motu proprio MATRIMONIA 
MIXT A 1970 über die rechtliche Ordnung kon­
fessionsverschiedener Ehen in Kraft getreten. 
Der Text des Motu proprio selbst und insbe­
sondere der Ausführungsbestimmungen lassen 
erkennen, daß innerhalb der katholischen Kir­
che eiRe Bewegung vom kirchenrechtlichen 
zum seelsorgerlichen Denken in der Frage der 
konfessionell gemischten Ehen in Gang ge­
kommen ist. Diskriminierende Bestimmungen 
sind von den konfessionsverschiedenen Ehen 
genommen: 

Die Dispens vom Ehehindernis der Be­
kenntnisverschiedenheit wird auch ohne die 
Angabe eines besonderen Dis9ensgrundes 
erteilt. Ausschlaggebend ist allein der 
WiHe der Brautleu.te. 
Nach wie vor ist der. Katholik verpflich­
tet, seine Ehe katholisch zu schließen. Aber 
er kann jetzt von dieser Pflicht dispensiert 
werden, ·wenn „der Seelsorger mit den 
Brautleuten die Bedeutung der kirchlichen 
Eheschließungsform gründlich besprochen 
hat und das Brautpaar ausdrücklich er­
klärt, daß einer katholischen Eheschließung 
erhebliche Schwierigkeiten entgegenstün­
den". (Anmerkung 7 der Ausführungsbe­
stimmungen). In der jetzigen Fassung der 
Anmerkung 7 hängt die DispensgewähruQg 
vom · Willen und von der Erklärung des 
Brautpaares ab, nicht von einer Prüfung 
des Grades der vorhandenen Schwierig-­
keiten durch den Pfarrer oder den Orb­
ordinarius. Wichtig ist, daß die Brautleute 
dieses wissen und, wenn · sie sich · evange­
lisch trauen lassen wollen, die der katho­
lischen Trauung entgegenstehenden Grün­
de deutlich aussprechen. 
Das vom katholischen Pfarrer geforderte 
. Versprechen katholischer Kindererziehung, 
das der Katholik abzulegen hat, lautet 
jetzt: ,,Sind Sie sich bewußt, daß Sie als 
katholischer Christ die Pflicht haben, Ihre 
Kinder in der katholischen Kirche taufen 
zu lassen und sie im katholischen Glauben 
zu erziehen? - Versprechen Sie, sich nach 
Kräften darum zu bemühen, dieses sitt­
liche Gebot zu erfüllen, soweit das in Ihrer 
Ehe möglich ist?" 
Durch die Formulierungen „sich nach Kräf­
ten bemühen" und „soweit das in Ihrer 
Ehe möglich ist" wurde der Tatsache Rech­
nung getragen, daß der Katholik sich in 

_zahlreichen Fällen zwar um eine katho-
lische Kindererziehung bemüht, seinen Part­
ner aber nicht dafür gewinnen kann, weil 
auch dieser in seinem Gewissen gebunden 
ist oder andere - vorwiegend familiäre -
Gründe hat, die einer katholischen Kin­
dererziehung entgegenstehen. Diese Ent­
scheidung entspricht dem evangelischen 
Wunsch, daß durch eine katholische Rege-

lung nur der Katholik in Pflicht genom­
men werden möge, nicht sein evangeli­
scher Partner. 

Bei evangelischer Kindererziehung nimmt 
auch der Katholik christliche Erziehungs­
pflichten wahr: Das Versprechen, das er 
ablegt, beinhaltet in diesem Fall, 

daß er die christliche Gestaltung des 
Ehe- und Familienlebens aktiv mit-
tragen will; 
daß er die religiöse Erziehung der Kin­
der fördert; 
daß er durch seine beispielhafte Le­
bensführung den Kindern den katho­
lischen Glauben nahebringt; 
daß er durch religiöse Fortbildung sei­
nen Glauben vertieft, um mit seinem 
Ehepartner ein fruchtbares Glaubens­
gespräch führen und die Fragen der 
Kinder beantworten zu können; 
daß er mit seiner Familie das Gebet, 
insbesondere um die Gnade der Ein­
heit im Glauben pflegt, entsprechend 
dem Testament des Herrn, ,,daß alle 
eins seien". 
(Anm. 3 der Ausführungsbestimmun­
gen) 

Die Exkommunikation wegen Verstößen ge­
gen das Mischehenrecht wurde schon durch 
das Motu proprio aufgehoben; das gilt auch 
für bereits geschlossene Ehen, in denen der 
Katholik bislang der Strafe der Exkommuni­
kation unterlag. Kirchenrechtlich gültig sind 
evangelisch getraute Mischehen, die früher ge­
schlossen wurden, damit noch nicht. 

Die Ausführungsbestimmungen bringen aus­
führliche Hinweise über die convalidatio (die 
- kirchenrechtlich gesehen - neue Eheschlie­
ßung) und die sanatio in radice (die Gültig­
machung einer bestehenden Ehe) insbesondere
in den Anmerkungen für die Geistlichen. In
der Regel sollte die sanatio in radice vorge­
nommen werden.. Bereits bestehende konfes­
sionsverschiedene Ehen, die nur wegen der
mangelnden kirchlichen Eheschließungsform
noch nicht kirchenrechtlich gültig sind, können
dt,1rch die Seelsorger die Trauungsvollrnacht
haben, selbständig geordnet werden. (8 b der 
Ausführungsbestimmungen).

Die unten wiedergegebenen Artikel 3 a, 5 b, c, 
6 a, sowie das Vorwort der Ausführungsbe­
stimmungen eröffnen Möglichkeiten und Not­
wendigkeiten für eine praktische Zusammen­
arbeit der evangelischen und der römisch-ka­
tholischen Kirche in unserem Raum, die von 
den evangelischen Seelsorgern-wahrzunehmen 
sind. Dabei wird es das Ziel der beiden Kir­
chen sein müssen, die konfessionsverschiede­
nen Ehen vor Zwiespalt, aber auch vor dem 
Abgleiten in religiöse Indifferenz zu bewahren. 
Die Entscheidung über evangelische oder ka­
tholische Trauung wird letzten Endes stets al-
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\ein Sache der Brautleute bleiben. Die Fami­
lien und · die Seelsorget sollten den gemeinsa­
men Entschluß beider respektieren. Hat das 
Paar sich für eine evangelische Trauung ent­
schieden, so wird· der katholische Partner bei 
seinem Pfarrer eine Dispens von. ·der Form­
pflicht beantragen. 
Auch für die Kindererziehung müssen die Ehe­
leute unter Bedenken und Würdigung aller 
.Gründe und Gewisselnsüberzeugungen ihre selb­
ständige Ents·cheidung fällen, die sie miteinan­
der bejahen und tragen• können. - Beide Kir­
chen empfehlen„ diese Frage möglichs,t vor der 
Eheschließung zu klären. 
Insbesondere drei Punkte werden im Blick auf 
die Praktizierung der Ausführungsbestimmun­
gen zum Gegenstand von Initiativen· inner­
halb der evangelischen Kirche und von inter­
konfessionellen- Absprachen gemacht werden 
können: 
1. Die katholische Mischehenregelung verbie­

tet eine sogenannte Ökumenische Trauung.
Sie gestattet dagegen'. {5 b und c der Richt­
linien) die Mitwirkung eines evangelischen
Pfarrers. im katholischen Traugottesdienst
und umgekehrt. Hier wird im Kontakt zwi­
schen den Kirchen zu prüfen seih, welche
Regelungen litu:r;giscl:l vertretbar und der je­
weils · anderen Seite zuzum1,1ten sind. Beide
Kirchen lehnen eine poppeltrauung ab. Man
kann. i;;i$!h· .also nicht «rvangelisch. und: ka"thu­
lisch trauen lassen, sondern nur evangelisch
oder katholisch. .Bis zu verbindlichen in­
terkonfessionellen Absprachen zwis_chen den
Leitungen der beiden Kirchen s,ollte die Form
einer Einzelregelung der evangelischen Trau­
u_ng einer konfessionsverschiedenen Ehe un-

. ter Mitwirkung eines katholiscl:leil Pfarrers 
von der zuständigen Landeskirchenleitung 
mit dem entsprechenden katholischen Bi­
schöflichen Ordinariat von Fall Zl,l Fall ab­
gesprochen werden. 

2. Der Bund der Evangelischen Kirchen in der
DDR wird. dafür Sorge tragen, daß die kirch­
lichen Lebensordnungen in den die konfes;_ 

sioneU gemischten Ehen 1:;>etreffenden Arti­
keln überprüft und solche Bestimmungen .
revidiert werden, die dem Geist der neuen
Mischehenregelung widersprechen. Dasselbe
gilt für Ältestenwahlordnungen, rechtliche
Bestimmungen für kirchliche Mitarbeiter und
dergleichen in den evangelischen Landeskir-
chen.

3. · Die Seelsorge an konfessionsverschiedenen
Ehen (Vorwort der Richtlinien) und ,der so­
genannte Brautunterricht (3 a der Richtlinien)
der unter BeteiHgung der Seelsorger beider
Konfessionen gehalten werden kann, wird
Gegenstand von zentralen Absprachen bei­
der Kirchen sein. Dabei ist vör allem die
nachgehende Seelsorge in den Blick zu neh­
men. Ein erster Schritt sollte die gegen- .
seitige Information durch· die • Pfarrämter

sein. Eine Handreichung könnte folgen. Die 
Möglichkeit __ .einer gemeinsamen Erarbeitung. 

. von „Richtlinien für eine gemeinsame Seel­
sorge an· konfessionsverschiedenen Ehen" 
(Vorwort der Ausfuhrungsbestimmimgen), 
wird von beiden Seiten .noch geprüft. 

Unbeschadet örtlicher Kontakte zwischen evan­
gelischer. und katholiscl:ler Kirche,._ werden ent­
sprecl:lend einer Abmachung der Konferenz 
tjer EvangeUschen- __ Kirchenleitungen, Festle­
gungen mit der Katholischen Kirche in Fragen 
konfessionsverschiedener Ehen von den Lan­
deskirchen gemeinsam·. getroffen. GrundSätz­
lich · liegt_ die Kompetenz in · der · Mischehen­
frage beim Bund. der Evangelischen Kirchen 
in der DDR 

Auszug aus den Ausführungsbestimmungen 
zum Motu proprio MATRIMONIA MIXTA 

3. Die Vorbereitung der· -Eheschließung
a) Zur Vorbereitung der Eheschließung fin­

den Brautunterricht und Brautexamen
mit beiden Partnern statt. Wenn ein Ge­
sprach auch .mit dem nichtkatllolischen
Seelsorger gewünscht wird, so steht dem
nichts entgegen. Auch kann der Braut­
unterricht unter Beteiligung der Seelsor­
ger beider Konfessionen geh1:1lten werden.

5. Die liturgisclle Feier der Eheschließung
b) An der liturgischen Feier der EheschUe­

ßung kann sich (gemäß Art. 56 des öku­
menischen Direktoriums) ein nichtkatho­
lischer Seelsorger ·· beteiligen. Dabei ist .
ein von den Bischören approbierter Ehe­
schließungsritus zu verwenden. Zur Gül­
tigkeit ist erforderlich, daß der katb,o­
lische Seelsorger den Ehewillen beider
Partner erfragt.

c) Findet die Eheschließung oder der Trau­
gottesdienst nach Dispens von der ka--

. tholischen Formvorschrift in der religiö­
sen Form des Bekenntnisses des ni.cht­
katholischen Partners statt, so kann sich
ein katholischer Seelsorger nach Abspra..,
ehe mit den Brautleuten und dem nicht­
katholischen Seelsorger an der Hturgi-

. sehen Feier beteiligen.

6. Die Eintragupg der Eheschließung
a) ..••

Der Seelsorger des nichtkatholischen Part­
ners soll von der · erfolgten kirchlichen
Eheschließung benachrichtigt werden.

Nr. 6) Aufruf des Gustav-Adolf-Werkes zum 
Allgemeinen Liebeswerk 1971 für die 

· Kirchengemeinde in Artern

Auch im Jahre 1971 werden hiermit alle Ge­
meinden und Gemeindeglieder der evangeli­
schen Landeskirchen in der DDR vom Gustav-
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Adolf-Werk gebeten, sich an einer besonderen 
Aufgabe zu beteiligen, die als „Allgemeines 
Liebeswerk" dazu dient, kirchliches Leben zu 
erhalten und zu fördern. 
In diesem Jahre ist das „Allgemeine Liebes­
werk" für die Marienkirche in Artern be­
stimmt. 
Artern ist eine kleine Kreisstadt, die wenig 
bekannt ist, zu deren Kreisgebiet aber der 
Kyffhäuser gehört. Die Stadt Artern zählt 
heute nicht ganz 7 500 Einwohner. Unter ihnen 
leben die 2 590 evangelischen Gemeindeglieder 
in einer Diasporasituation. 
Die Marienkirche in Artern reicht baugeschicht­
lich mit ihrem Chorraum in das Jahr 1225 
zurück. Vor ·mehr als 300 Jahren wurde das 
heutige Kirchenschiff angebaut, das aber we­
gen allzu großer baulicher Schäden seit dem 
Jahre 1964 · nicht mehr benutzt werden kann. 
In dem Chorraum der Kirche wurde im glei­
chen Jahre ein gottesdienstlicher Raum ge­
schaffen, der bisher als einziger größerer Raum 
der Gemeinde für die Gottesdienste und an­
deren kirchlichen Veranstaltungen zur Verfü­
gung steht. 
Nun aber soll auch das große Kirchenschiff 
renoviert werden, da sonst das ganze Kirchen­
gebäude in seiner Substanz gefährdet ist. Die 
umfassende Erneuerung der Marienkirche in 
Artern soll so geschehen, daß die Kirche in 
m�hrere Räume aufgeteilt wird und ein viel­
seitig nutzbares Gemeindezentrum entsteht, in 
dem nicht nur die Arterner Kirchengemeinde 

'eine Heimstatt findet, sondern in dem sich 
auch die Gemeinden des Arterner Ki,rchenkrei­
ses treffen und begegnen können. 
Mit den Erneuerungsarbeiten wurde bereits 
begonnen. Die Gemeindeglieder in Artern ha­
ben vom Jahre 1968 bisher etwa 30 000,- M 
geopfert, die schon für die durchgeführten 
Arbeiten ausgegeben wurden. Etwa 10 000,- M 
sind jetzt noch aus gemeindeeigenen Mitteln 
für die Kirchturm- und Dachreparatur ver­
fügbar. Auch das Evangelische Konsistorium 
in Magdeburg hat erhebliche Geldmittel zur 
Verfügung gestellt. Trotzdem bleibt ein hö­
herer Geldbetrag offen. Hier soll nun durch 
:das Allgemeine Liebeswerk geholfen werden. 
Deshalb geht die Bitte an alle Gemeindeglie­
der unserer Landeskirchen: Hilft mit bei der 
Erneuerung und Umgestaltung der. Marienkir­
che in Artern. Beteiligt Euch mit Euren Ga­
ben an dem Allgemeinen Liebeswerk 1971! 

Ein Bildstreifen, der in Artern zusammenge­
stellt und erläutert wurde, ist unter dem Titel 
„Helft der Kirchengemeinde Artern" als Bitte 
um Unterstützung des Allgemeinen Liebeswer­
kes 1971 erschienen und wurde allen Mitarbei­
tern des Gustav-Adolf-Werkes in den Kir'­

chenkreises kostenlos zugestellt. 
Im Bedarfsfall kann der Bildstreifen mit dem 
dazu gehörigen Text auch bei der Bildstelle 

des Evangelischen Jungmännerwerkes, 301 Mag­
deburg, Hesekielstraße 1, oder beim GustavC: 
Adolf-Werk in 7031 Leipzig, Pistorisstraße 6, 
kostenlos bezogen werden. 

Die Spenden und Kollektenerträge bittet das 
Gustav-Adolf-Werk entweder auf das Post­
scheckkonto Leipzig Nr. 3830 oder auf das 
Konto Nr. 5602 - 37 - 406 bei der Stadtsparkasse 
Leipzig (Gustav-Adolf-Werk in der DDR) mit 
dem Vermerk „Allgemeines Liebeswerk" (Co­
dierungszahl 249 - 31303) zu überweisen. Die 
Überweisungen können auch mit der Zweck­
angabe an das zuständige Rentamt oder an 
die Hauptgruppe (Sp Grimmen 1032 - 35 - 990; 
Codierungszahl beachten) überwiesen werden. 

Nr. 7) Mitteilungen des ökumenisch-missiona­

rischen Amtes Nr. 76. 

Dienst am freien Afrika 

Im September 1970 hat der Exekutivausschuß 
des ökumenischen Rates der Kirchen ohne 
Gegenstimmen die Empfehlung des Internati­
onalen Beratungskomitees des Programmes zur 
Bekämpfung des Rassismus angenommen, aus 
dem Sonderfonds S 200 000 für 19 Organisati­
onen zur Verfügung zu stellen. 9 davon sind 
Befreiungsbewegungen in Afrika, und unter 
ihnen hat das 

M o z a m b i que-I n s t i t ut, 
das fü� die Erziehungsarbeit und Sozialfürsor­
ge in den von der FRELIMO (Frente de Li­
bertacao de Mozambique) kontrollierten Ge­
bieten verantwortlich ist, S 15 000 aus dem 
Sonderfonds erhalten. Nach den vom 2. Kon­
greß der FRELIMO (1968) festgestellten Zielen 
und Vorhaben auf dem Wege zu einem ge­
einten und freien Mozambique kommt dem 
Aufbau eines neuen Lebens in den befreiten 
Gebieten, die etwa ein Fünftel des Landes um­
fassen, zentrale Bedeutung zu. Neben der Ent­
wicklung einer eigenen Produktion und des 
Binnen- und Außenhandels, müssen Erziehung 
und Gesundheitsdienst gefördert werden. 
Mozambique hat rund 8 Millionen Einwohner, 
eine Fläche von 783 000 qkm und liegt strate­
gisch günstig an der Ostküste des afrikani­
schen Kontinents zwischen Südafrika, Rhode­
sien, Malawi. und Tansania. Die Geschichte 
Portugals in Afrika beginnt 1490 mit dem Be­
such Vasco da Gamas im Gebiet von Mozam­
bique, zunächst nur mit Handel und Mission 
dort vertreten, begann seit der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts Portugal mit der Kolo­
nisierung des Landes und der Ausbeutung sei­
ner reichen Bodenschätze. Der Widerstand ge­
gen die Kolonisierung nahm im Volk die ver­
schiedensten Formen an, von bewaffneten Auf­
ständen bis zu Massenauswanderungen, aber 
jeder anfänglich aktive Widerst'and wurde sy­
stematisch niedergeschlagen, bis schließlich je-
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de Form politischen Zusammenschlusses unter 
Strafe gestellt wurde. 
Die Befreiungsfront MozambiqU:e, FRELIMO, 
schloß sich am 25. 6. 1962 aus drei nationalen 
Bewegungen zusammen. -Die Notwendigkeit 
solchen Zusammenschlusses war schon 1960 
deutlich, als 500 Teilnehmer einer friedlichen 
Demonstration in Mueda einem Massaker aus­
geliefert waren. Damals begannen viele, die 
Gewalt als Mittel nicht: erwogen hatten „fried­
lichen Widerstand" als aussichtslos abzulehnen. 
Zur Wahl'· stand, als Sklaven oder als freie 
Menschen zu leben, denn Portugal würde „we­
der das Prinzip. der Selbstbestimmung und
Unabhängigkeit noch irgendeine · Erweiterung 
der Demokratie unter seiner Herrschaft zu­
lassen". Nach gründlicher Vorbereitung be­
gann am 5. 9. 1964 der bewaffnete Kampf, 
nicht als eine destruktive Revolte, sondern als 
Beginn eines neuen Lebens. Ihr Ziel war nicht 
zu verwüsten, sondern zu retten. Ein Kom­
panieführer der FRELIMO sagt über die In-

·• struktionen .für den Angriff auf militärische
und wirtschaftliche Ziele:

. ,,Uns ist niemals in den Sinn gekommen, por­
tugiesische Zivilisten zu e'rmorden; wir terro­
risieren die portugiesische Zivilbevölkerung 
nicht, denn wir wissen, wen wir bekämpfen 
und warum . . . unser Angriffsziel ist die Ar­
mee, die Polizei, die Verwaltung. Unser Pro­
gramm und unsere DaU:erbefehle stellen deut­
lich fest, daß kein Zivilist angegriffen werden 
darf . . . Die. einzigen Terroristen in Mozam­
bique sind die Kolonialisten.'' 
(Zitate nach E. Mondlane: The Struggle for 
Mozambique) 
Der Erfolg des Kampfes und die Schaffung 
befreiter Gebiete warf das Problem. von Re­
gierung und Aufbau des neuen Mozambique 
auf, wobei der Erziehung Priorität zukam ei­
ner Erziehung gegen Stammesegoismus, Ras­
sismus und religiöse Intoleranz. Der erste 
Schritt im Erziehungsprogramm war die Er­
richtung einer höheren Schule, M o i a m  b i -
q u e -In s t i t u t  genannt, in Dar-es-Salaam 
1963, um Kindern, die Mozambique schon ver­
lassen hatten, die Auspildung · zu ermöglichen; 
zugleich wurden für Flüchtlinge Stipendien für 
ausländische höhere Bildungsinstitutionen zur 
Verfügung gestellt. Mit der Entwicklungs­
und Bildungsarbeit der FllELIMO und mit der 
Arbeit des Mozambique-Instituts ist untrenn­
bar verbunden der Name des ersten Präsiden­
ten der FRELIMO, Eduardo Chivambo M o n d -
1 an e (1920-1969). 

Wer war Eduardo Mondlane? 
Im Süden Mozambiques, im. Gaza-Distrikt, 
wurde 1920 dem Häuptling des Stammes der 
Khambane, als letztes Kind der jüngsten sei­
ner drei Frauen ein Sohn geboren,' der - aus­
gezeichnet durch die Verleihung des Namens 
eines heldenhaften Vorfahren, Chivambo, -

die traditionelle Stammeserziehung erhielt, d. 
h. er hatte sich ohne weitere Bildung der Be­
wahrung der Viehherden anzunehmen. Als je­
doch sein Vater starb, wurde der damals etwa
Zehnjährige von der Mutter zur Dorfschule
geschickt. Er erzählt: ,,Sie sagte, daß die Welt
meines Vaters im Absterben begriffen sei, und
daß es darum verständig wäre, wenn ich mich
auf· die neue Welt einrichtete." Mit Unter'­

stützung durch Mitarbeiter der Schweizer Mis­
sion kann Eduardo in der Hauptstadt Lauren­
co Marques sein Examen als Volksschullehrer
ablegen: ,,Mehr·. kann. ein Afrikaner in Mozam­
bique nicht erreichen".· Der. bildungshungrige 
junge Mann versucht jedoch, durch Besuch ei­
ner Landwirtschaftsschule, seine Kenntnisse zu 
erweitern, die er dann auch in seiner engeren 
Heimat verwertet, indem er zu modernen Land­
wirtschaftsmethoden anleitet. 
1949 kann er -'- wieder mit Hilfe der Schwei­
zer Mission � in Südafrika an deren Sozial­
instituten seine· Studien fortsetzen, wird jedoch 
als Farbiger am Besuch der . Universität' am 
Witwatersrand gehindert. Nach seiner Rück­
kehr durch die PIDE (die Geheimpolizei der 
Kolonialregierung) verhaftet und später .unter 
Aufsicht gestellt, wird er schließlich aus dem 
Lande entfernt und nach Lissabon zum· Stu­
dium . geschickt; wo er Kontakt zu freiheits­
bewußten Intellektuellen aus anderen afrika­
nischen Gebieten gewinnt. Sein eigener· Wunsch 
und die Hilfe der Methodisten führen ihn 
dann zum Studium nach den USA das er 
nach Studien auf den Gebieten Sozioiogie und 
Anthropologie mit der Promotion abschließt. 
In den USA schließt er auch seine Ehe mit 
einer weiften Medizinstudentin, Janet Johnson 
die später seine Mitarbeiterin wird und nacl� 
sein�m Tod� in der Leitung des Mozambique-
Instituts weiterarbeitet. 

N�ch diesem ausgedehnten Ausbildungsgang 
tritt Mondlane in den Dienst der UNd und 
hat so Gelegenheit zu Reisen in· Länder ver­
schiedenster Gesellschafts- · und Wirtschafts­
form. 1966 spricht· er auf der Weltkonferenz 
für Kirche und Gesellschaft. :Zu dieser Zeit 
hat die Auseinandersetzung mit der portugie­
sischen Kolonialmacht schon begonnen, und 
Mondlane antwortet auf die Frage: Warum 
kämpft FRELIMP?" 

" 

„Erstens, daß wir' wir selber sein können und 
unsere eigenen Angelegenheiten unseren · eige­
nen Bedürfnissen entsprechend regeln können; 
das wurde ·schon gesagt, aber ich möchte das 
beton�n,. weil eine flammende · Rede gegen
Koloruallsten und Imperialisten, wie sie von 
Kollege Bola Ige gehalten wurde, den An­
schein erweckt, als ob wir nach der Unabhän­
gigkei� weiterhin betteln,· schreien und verges­
sen, die Verantwortung auf. uns zu nehmen 
auf eigenen Füßen zu stehen und unser eige� 
nes Staatswesen aufzubauen; Die Zeit zu der 
wir den Kolonialisten allein die Schuld geben 
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mu_ßten, sollte doch vorbei sein. Jetzt haben 
wir Zeit, damit zu beginnert, auf die Struktu­
ren innerhalb unserer Nation und uns selbst 
zu sehen." 

Anfang der 60er Jahre nimmt Mondlane sei­
nen Wohnsitz in Dar-es-Salaam und wird 1962 
zum ersten Präsidenten der Befreiungsfront . 
gewählt. 

Dr. Eduardo Mondlane im Kampf für ein ge­
eintes freies Mozambique. 
Während seiner Arbeit für die Vereinten Na­
tionen besuchte Dr. Mondlane noch einmal 
sein Land in der Hoffnung; daß sich die Por­
tugiesen dem internationalen Druck gebeugt 
und die drückende Kolonialherrschaft gemil­
dert hätten. Am 10. 8. 1962 hatte der Kolo­
nialausschuß und am 17. 12. 1962 die General­
versammlung der UNO die Kolonialpolitik Por­
tugals verurteilt als „unvereinbar mit der Char­
ta der Vereinten Nationen" und die Ansprüche 
der Bevölkerung in den portugiesisch verwal­
teten Gebieten auf sofortige Unabhängigkeit 
„ohne jede Einschränkung" anerkannt. Aber 
Dr. Mondlane sah keinen Wandel, Portugal 
hielt seine sogenannten „überseeischen Pro­
vinzen" fest in der Gewalt, und machte es der 
afrikanischen Bevölkerung weiterhin schwer, 
auch nur als „Assimilados" eine eingeschränk­
te Gleichberechtigung zu erlangen. Das por­
tugiesische Bildungssystem machte es der Mehr­
zahl der afrikanischen Einwohner nahezu un­
möglich, den erforderten Bildungsstand zu er­
langen; nach wie vor hielten Arbeitsverpflich­
tung und Kontraktarbeit die Afrikaner in Ab­
hängigkeit, Armut und Furcht. So stellte die 
Befreiungsfront 1962 auf ihrem ersten Kongreß 
ein Aktionsprogramm zur Erlangung der Un­
abhängigkeit auf, nach dem eine illegale poli­
tische Bewegung in Mozambique errichtet, ein 
militärisches Programm entwickelt und jun­
gen Menschen Erziehung und Ausbildung er­
möglicht werden sollten. 

Als das Ehepaar Mondlane wußte, daß sie in 
Tanganyika (heute: Tanza:nia) wohnen würden, 
stellte Janet Mondlane einen Antrag an die 
Ford-Stiftung, den Bau eines Schülerheimes 
zu finanzieren, in dem junge mozambikanische 
Flüchtlinge in Dar-es-Salaam wohnen könn­
ten, während sie die höheren Schulen am Ort 
besuchten, zunächst mit 50 1Plätzen. Die Ein­
gliederung in das ostafrikanische Schulsystem 
erwies sich jedoch nicht als sofort durchführ­
bar, für eine Übergangszeit zumindest mußte 
eine eigene Oberschule aufgebaut werden, je­
des Jahr kam eine neue Klasse hinzu. Lehrer 
aus aller Welt unterstützten dieses Programm. 
Sie hatten nicht nur die Aufgabe zu lehren, 
sondern mitzuhelfen bei der Neuentwicklung 
eines ganzen Oberschul- und Grundschullehr­
plans für Flüchtlinge und im freien Mozam­
bique, wo 1970 etwa 20 000 Kinder nach die­
sem Plan unterrichtet wurden. 

Neben die Bildungsarbeit stellte Dr. Mondlane 
das Entwicklungsprogramm für Wirtschaft und 
Handel in den befreiten Gebieten. Dazu sagte 
er auf der Weltkonferenz für Kirche und Ge­
sellschaft 1966: 

Zur Wirtschaftsplanung: 
„Das ist schwer, aber notwendig. Kakao als 
einziges Mittel zur Entwicklung unseres Lan­
des wird uns nicht retten. Deshalb müssen 
wir nach einer Alternative Ausschau halten 
- das tanzanische, das ghanesische und das
nigerianische Volk müssen die Verantwortung
übernehmen und sagen: Laßt uns doch endlich
einmal unser Programm aufstellen! Wenig­
stens sollten wir in der Lage sein, so viel zu
produzieren, daß wir etwas zu essen haben;
wir brauchen nicht zu verhungern. Und dann
sollten wir beginnen, was diejenigen unter
euch, die von der Unabhängigkeit sprachen,
sagten: Wir werden unseren Gürtel enger
schnallen! Warum sollten wir es jetzt denn
nicht tun? Es ist an der Zeit, das zu tun.
Versucht es!
Für Portugals Besitzansprüche waren Ideen 
und Einsatz Dr. Mondlanes Anlaß, ihn den 
„Feind Nr. 1" zu nennen. So konnte es ihnen 
nur gelegen kommen, daß dieser Vorkämpfer 
für ein freies Mozambique am 3. 2. 1969 einem 
Attentat zum Opfer fiel. An diesem Tag nahm 
Dr. Mondlane die an ihn gerichtete Post mit 
in das Haus eines Freundes, darunter ein Pa­
ket, das mit dem Vermerk „Persönlich!" ver­
sehen ,war, es enthielt ein Buch, und als Dr, 
Mondlane dieses öffnete, explodierte die darin 
enthaltene Sprengladung und tötete ihn auJ 
der Stelle. 
In einer Botschaft der FRELIMO an das Volk 
von Mozambique vom 25. 9. 1967 heißt es: 
„Der Sinn unseres Kampfes ist nicht, bloß zu 
zerstören. Er zielt zunächst und vor allen: 
darauf, ein neues Mozambik aufzubauen, wc 
es keinen Hunger gibt und wo alle Menscher 
frei und gleich sind. Wir kämpfen mit de1 
Waffe in de:r; Hand, um aber das Mozambfä 
zu bauen, das wir ersehnen, müssen wir vor­
her das portugiesische Kolonialsystem vernich­
ten, erst danach werden wir unsere Arbeits­
kraft und den Reichtum unseres Landes fü1 
uns selbst -verwenden können ... -" 
Portugal versucht, die Bedrohung seines Macht• 
anspruches auf vielfältige Weise zu begegnen 
Neben der Errichtung befestigter Ansiedlun­
gen für Auswanderer aus Portugal (Ziel: eirn 
Million) und dem allmählichen Ausbau eine1 
besseren schulischen Betreuung der Afrikane1 
in ihrem Machtgebiet mit dem Ziel, die Wer­
bekraft der Befreiungsbewegung einzuschrän­
ken, soll die Wirtschaft des Landes umgestal­
tet werden.· 
Dem engeren Anschluß an die Wirtschaft Süd­
afrikas soll das hydro-elektrische Cabora-Bas­
sa-Projekt, verbunden mit dem Sambesital 
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Entwicklungsplan dienen. Der geplante Stau­
damm würde einen küns1;1ichen See schaffen, 
der fast im malawischen Grenzgebiet und bis 
120 km an die Grenzenach Rhodesien heran-:­
reichen würde. Die volle Leistung würde auf 
3 600 Megawatt kommen, d. h. dieses Projekt 
sieht den Bau des größten Kraftwerks im süd­
lichen Afrika' vor. Eine Verwirklichung des 
Planes macht es den weißen. Siedlern möglich, 
überall im Lande einen ihren Wünschen ent­
sprechenden Lebensstandard zu finden; ver­
gleichbar dem der Weißen in Südafrika. Da­
gegen müßten etwa 24 000 Afrikaner zwangs­
weise ausgesiedelt werden, um dem 240 km 
langen See und den neuen Obedandleitüngen 
Platz zu .machen. 
Die Befreiungsfront faßt den Staudamm als 
Symbol weißer Oberhoheit auf und ist ent­
schlossen, alles - nur mögliche zu tun, um den 
Bau des Dammes, dessen erster Bauabschnitt 
1974 . abgeschlossen und dessen Vollendung nicht 
vor 1979 erwartet werden kann, wie aµch der 
damit verbundenen Projekte zu unterbinden. 
Die Karte zeigt, daß das an Tanzania angren­
zende Gebiet unter Kontrolle der FRELrMO 
steht, hier beginnt die··neue Nation von Mo­
zambique zu entstehen; hier wird der Bevöl.­
kerung der Weg, aus defö Analphabetentum 
und der Armut gewiesen,. Hilfe dazu leistet 
das Mozambique-Iristitut. Dabei reicht es nicht 
aus, für .. die · schulische Erziehung Sorge zu 
tragen, auch für die Gesundh e it muß ge­
sorgt werden. Gleichzeitig mit den Schulen 
entstehen darum Ambulanzen und Kliniken; 
das Institut bildet Schwestern aus _;_ und da­
bei auch dem Programm der FRELIMO fol­
gend, das die · Befreiung der Fr.au aus ihrer 
Abhängigkeit und Unbildung zum Ziel hat! --,­
und vermittelt Spenden von Medikamenten. 
Ende 1967 wurde in Mtwara/Südtanzania ein 
Krankenh,aus mit 75 Betten von mozambika­
nischen Flüchtlin_gen selbst errichtet, es soll in 
nächster Zeit um bessere �hirurgische Einrich­
tungen und eine geburtshilfliche · Abteilung 
erweitert werden. Zum · Einsatz iri den von 
Lepra, Himbeerseuche; Trachomen und Schlaf­
krankheit stark betroffenen Gebieten in Mo­
zambique, in denen unter :portugiesischer Herr­
schaft keinerlei Gesundheitsdienst eingerichtet 
war, werden Heilgehilfen a11sgebildet, die dann 
verantwortlich eine Medizinstation überneh­
men können, da in Mozambique bisher kein 
einziger afrikanischer Arzt praktiziert. 
Theoretisch ist es das proklamierte Ziel der 
portugiesischen Machthaber, .. die Afrikaner zü 
„Portugiesen•• zu machen, tatsächlich aber ist 
das ganze System der · Erziehung und Ausbil­
dung nur eine Hinführung zur Knechtsarbeit. 
Der Afrikaner in, Mozambique kennt nur 
a) Besserungsarbeit, die als Strafe auferlegt

ist,
b) Pflichtarbeit, die kaum entlohnt wird,
c) Kontraktarbeit mit geringer Entlohnung,

d) freiwillige Arbeit durch Dienstleistungen,
e) erzwungener Anbau, der nur mit Natura-

lien entlohnt wird,
f) Arbeit fürden Export zum Nutzen Portu-

gals.

In den befreiten Gebieten ist eine eigene 
Wirts c h a f t ganz neu aufzubauen; Eisen, 
Salz und Seife müssen eingeführt werden; 
Baumwolle wurde· pflichtmäßig angebaut, aber 
es existiert keine Fabrik zur Verarbeitung. 
Das Institut versucht, durch Ausbildung und 
Einsatz von Fachkräften, ,der Bevölkerung den 
.Anreiz zur . Produktion nun für den eigenen 
Export zu geben. und mit jhhen eine ]'abrika.:. 

ti<:>n von Webwaren, Seife u. a. m. zu beginnen. 
Der Ausbau traditioneller .. Gewerbezweige 
(Kunstgewerbe) wird als zusätzliche Verdienst­
möglichkeit gefördert. 
1969 · begann da,s Institut damit, Hilfe im Be­
reich der S o'Z i alf ü r sorge zu leisten, an 
Versehrten, Vertriebenen und Waisen. Beson­
ders die Waisenarbeit gehört seit Beginn des 
Befreiungskai:npfes zu den Diensten des In­
. stitutes. Im Tunduru"'Kinderlager werdenver­
lassene Kinder aus den befreiten Gebieten ge­
sammelt, betreut und in einer eigenen Grund­
·schule unterrichtet, dabei haben die Kinder
selbst Klassenzimmer, Schlafräume und Kü­
chen mitgebaut. Mit 30 Kindern wurde be­
gonnen„ heute können 450 Kinder die vier
Grundschuljahre verbringen. Ihre spätere Um­
siedlung in das freie Mozambique wird vor-
bereitet. · ·· · 
Das lnstitut arbeitet heute als ein unter tan­
sanianischem Recht eingetrageµer Verein und
als solcher getrennt von ciet FREIJMO, die
ebenfalls in Tanzania als Verein eingetragen
ist. Die Befreiungsfront hat zwei Ziele: den
Befreiungskrieg zu Ende zu bringen und tlas
Land wirtschaftlich und sozial zu einet Na­
tion zu entwickeln, die unt�r den Nationen
der Welt ihren Platz einnehmen kann. Es
gibt aber . Organisationen, die am Fortschritt
des Mozambikä.nischen · Volkes ernstlich inter­
essiert sind und dazu Hilfe leisten· möchten,
es aber für bedenklich halten, einen m�t krie­
gerischen Mitteln geführten Kampf um das
Recht des Menschen auf· Unabhängigk�it zu
unterstützen; D.as Insut1;1t biete m\t seiner Ar­
beit in Erziehurtg, Gesundheitswesen und. So­
zialfürsorge einen Weg, auf dem man di,_e Ent­
wicklung im freien Mozambik unterstützen
kann und dabei die volle S�cherheit hat, daß
die so zweckgebundenen Gelder nicht auf das
militärische Gebiet abgezweigt werden. So­
bald die Befreiungsfront das Vertrauen der
Welt als die faktische Regierung des mozam­
bikanischen Volkes gewinnt, wird die Notwen­
digkeit für das Institut verschwinden. Bis da­
hin wird das Institut weiter neben der Befrei­
ungsfr:ont die täglichen Zukunftsaufgaben zu­
gunsten von Gesundheit und Wohlstand einer
neuen Nation erfüllen.
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